
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach längerer Diskussion hat sich die Große Koalition nun auf ein 

Konzept zum Abbau des Solidaritätszuschlags geeinigt. Unterdes-

sen hat die Finanzverwaltung beschlossen, bei den ab nächstem 

Jahr verschärften Anforderungen an elektronische Kassen eine 

Gnadenfrist mindestens bis zum September 2020 zu gewähren, 

weil sie erkannt hat, dass eine rechtzeitige Umrüstung aller Kassen 

bis zum Jahresende gar nicht mehr möglich ist. Natürlich gibt es 

noch mehr Neues – hier ist wie immer die Inhaltsübersicht: 

ALLE STEUERZAHLER 

Teilweiser Abbau des Solidaritätszuschlags ................................. 2 

Stärkung des Ehrenamtes durch das Jahressteuergesetz 2019  ......... 2 
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Bürokratieentlastungsgesetz III  ............................................ 2 

Gnadenfrist bei strengeren Vorgaben für Kassen ........................... 3 

Details zu den Kassenvorschriften ab 2020 .................................. 4 

Mittelbare Schenkung von Betriebsvermögen  ............................ 4 

Laborarztleistungen auch ohne Patientenkontakt steuerfrei  .......... 4 

Badezimmerumbau führt nicht zu anteiligen Arbeitszimmerkosten  .. 6 
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GmbH-Anteil als Betriebsvermögen eines Einzelunternehmers  ........ 4 

ARBEITGEBER 

Unbelegtes Brötchen mit Kaffee ist kein Frühstück  ..................... 3 

ARBEITNEHMER 

Badezimmerumbau führt nicht zu anteiligen Arbeitszimmerkosten  .. 6 

IMMOBILIENBESITZER 

Baukindergeld beeinflusst nicht den Steuerbonus für Handwerker  ... 3 

Grundstücksenteignung löst keinen Spekulationsgewinn aus  .......... 3 

Unverzügliche Selbstnutzung eines geerbten Familienheims  .......... 5 

KAPITALANLEGER 

Voraussetzungen eines Steuerstundungsmodells ......................... 6 

 = diese Meldung finden Sie in der Spalte „Kurz notiert“ 

SSTTEEUUEERRTTEERRMMIINNEE  1100  ––  1122//22001199  

 Okt Nov  Dez 

Umsatzsteuer mtl. 10. 11. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. 10. - - 

Lohnsteuer 10. 11. 10. 

Einkommensteuer - - 10. 

Körperschaftsteuer - - 10. 

Vergnügungsteuer 10. 11. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
14. 14. 13. 

Gewerbesteuer - 15. - 

Grundsteuer - 15. - 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
- 18. - 

SV-Beitragsnachweis 25.* 26. 19. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 29.* 28. 23. 

* Vorverlegung um je einen Tag, wenn der 31. Okto-

ber im Bundesland der Einzugsstelle ein Feiertag ist 
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Beweis dafür, dass ein neues 

Paar Schuhe dein Leben 

verändern kann!« 
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Teilweiser Abbau des Solidaritätszuschlags 

Ab 2021 soll der Soli für rund 90 % der Einkommensteuerzahler 
vollständig und weitere 6,5 % teilweise wegfallen. 

Seit 1995 erhebt der Fiskus zusätzlich zur Einkommen- und Körper-

schaftsteuer einen Solidaritätszuschlag von den deutschen Steuer-

zahlern. In den ersten Jahren betrug der Soli noch 7,5 %, wurde 

aber ab 1998 auf die seither geltende Höhe von 5,5 % abgesenkt. 

Rund 325 Mrd. Euro an Solidaritätszuschlag haben die Steuerzahler 

so seit dessen Einführung gezahlt. Allein 2018 betrug das Aufkom-

men des Solis rund 18,9 Mrd. Euro. Für das Jahr 2019 rechnet die 

Bundesregierung mit Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag von 

rund 19,4 Mrd. Euro und 2020 von rund 20 Mrd. Euro. 

Kein Wunder also dass die Versuche, den Soli wieder abzuschaffen, 

fast genauso alt sind wie der Soli selbst – sei es über Klagen und 

Verfassungsbeschwerden oder in Form von politischen Initiativen 

einzelner Parteien. Bisher sind aber alle Versuche aus unterschied-

lichen Gründen gescheitert. Das ändert sich jetzt, denn die Große 

Koalition macht ernst mit 

dem Versprechen im Koaliti-

onsvertrag, den Solidaritäts-

zuschlag zumindest teilweise 

abzuschaffen. 

Über den Umfang des Abbaus 

gab es immer wieder Debat-

ten zwischen den Koalitions-

partnern. Die Union als Ver-

fechter einer vollständigen Abschaffung des Solis konnte sich mit 

ihrer Auffassung nicht durchsetzen, aber der erste Schritt, den die 

Bundesregierung Ende August im Entwurf für ein „Gesetz zur Rück-

führung des Solidaritätszuschlags“ beschlossen hat, fällt trotzdem 

etwas umfangreicher aus als ursprünglich geplant. Ab 2021 soll der 

Zuschlag für rund 90 % der Lohn- und Einkommensteuerzahler voll-

ständig wegfallen. Weitere 6,5 % werden zumindest teilweise ent-

lastet. Rund 10 Mrd. Euro soll die Entlastung 2021 ausmachen. 

 Freigrenze: Die Freigrenze, bis zu der kein Solidaritätszuschlag 

anfällt, wird auf 16.956 Euro (Einzelveranlagung) bzw. auf 

33.912 Euro (Zusammenveranlagung) angehoben. Liegt die für 

das Jahr fällige Einkommensteuer nicht über dieser Freigrenze, 

fällt überhaupt kein Solidaritätszuschlag mehr an. Das hat zur 

Folge, dass Familien mit zwei Kindern bis zu einem Bruttojah-

reslohn von 151.990 Euro und Alleinerziehende bis zu einem 

Bruttojahreslohn von 73.874 Euro keinen Soli mehr zahlen. 

 Milderungszone: Übersteigt die tarifliche Einkommenssteuer 

die Freigrenze, wird der Solidaritätszuschlag nicht sofort in vol-

ler Höhe, also mit 5,5 %, erhoben. Die Milderungszone vermei-

det also einen Belastungssprung und wird durch das Gesetz 

ebenfalls deutlich ausgeweitet. Dadurch wird die Mehrheit der 

noch verbleibenden Soli-Zahler ebenfalls entlastet, allerdings 

bei steigenden Einkommen mit abnehmender Wirkung. 

 Abgeltung- & Körperschaftsteuer: Dieser erste Schritt beim 

Abbau des Solis enthält nur Entlastungen für die tarifliche Ein-

kommensteuer. Bei der Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge und 

der Körperschaftsteuer bleibt vorerst alles wie gehabt.  

Die Verfechter einer vollständigen Abschaffung des Solis haben un-

terdessen Anfang Juni Rückendeckung vom Bundesrechnungshof 

erhalten: Die nur teilweise Abschaffung des Solis berge erhebliche 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Bürokratieentlastungsgesetz III 

Zwei Jahre sind seit dem letzten 

Bürokratieentlastungsgesetz vergangen. 

Nun arbeitet die Bundesregierung am drit-

ten Gesetz zur Entlastung der Wirtschaft 

von bürokratischen Vorgaben. Wie in den 

beiden vorigen Gesetzen enthält auch 

dieses wieder Änderungen im Steuer-

recht. Mehr zum geplanten Inhalt lesen 

Sie in einer der nächsten Ausgaben. 

 

Stärkung des Ehrenamtes durch 
das Jahressteuergesetz 2019 

Die Finanzminister der Länder haben sich 

im September darauf geeinigt, in die lau-

fenden Beratungen über das Jahressteu-

ergesetz 2019 diverse Verbesserungen des 

Gemeinnützigkeitsrechts zur Stärkung des 

Ehrenamtes einzubringen. Geplant ist u.a. 

eine Anhebung der Übungsleiterpauschale 

um 600 Euro auf 3.000 Euro jährlich. Da-

neben soll die Ehrenamtspauschale um 

120 Euro auf 840 Euro steigen. Auch die 

Grenze, bis zu der ein vereinfachtes Ver-

fahren für die Bestätigung von Spenden 

gilt, soll von 200 Euro auf 300 Euro erhöht 

werden. Darüber hinaus soll die Freigren-

ze für die nicht der Körperschaft- und 

Gewerbesteuer unterliegenden Einnah-

men aus Geschäftsbetrieben, die keine 

Zweckbetriebe sind, von 35.000 Euro auf 

45.000 Euro angehoben werden. Schließ-

lich ist eine gesetzliche Vertrauensschutz-

regelung vorgesehen, die Kooperationen 

und die Weitergabe von Mitteln von ge-

meinnützigen Organisationen untereinan-

der vereinfachen soll. 

 

Nachzahlungszinssatz wird 
vorerst nicht gesenkt 

Seit mehr als 50 Jahren ist der gesetzlich 

festgeschriebene Zinssatz für Steuernach-

zahlungen und –erstattungen unverändert. 

In der aktuell schon lange andauernden 

Niedrigzinsphase gibt es daher immer 

mehr Kritik und Klagen gegen die Höhe 

des Zinssatzes. Selbst der Bundesfinanz-

hof hat die Verfassungskonformität des 

Zinssatzes bereits in Zweifel gezogen. Die 

Bundesregierung will allerdings vorerst 

keine Änderungen am Zinssatz vorneh-

men. Für die Regierung orientiert sich der 

Nachzahlungszinssatz nicht an den Markt-

zinsen, sondern an den Sätzen für Ver-

zugs- und Überziehungszinsen. Die vom 

Bundesfinanzhof geäußerte Kritik werde 

nicht geteilt, teilte die Regierung in einer 

Ausschusssitzung des Bundestags mit. 



 

 3 

verfassungsrechtliche und finanzwirtschaftliche Risiken, meinen 

die Rechnungsprüfer, denn Ende 2019 läuft der Solidarpakt II aus, 

der Basis für die Begründung des Solidaritätszuschlags ist. Damit 

gebe es eine reale Gefahr, dass der Bund zu milliardenschweren 

Steuerrückzahlungen verurteilt wird. 

Wenig überraschend also, dass der Bund der Steuerzahler erneut 

zum Sturm geblasen hat und ein neues Musterverfahren beim Fi-

nanzgericht Nürnberg unterstützt, das sich gegen den Solidaritäts-

zuschlag für das Jahr 2020 richtet. Grundlage des Verfahrens sind 

die für 2020 festgesetzten Vorauszahlungen. Aufgrund der geän-

derten Voraussetzungen nach dem Ende des Solidarpakts II kann es 

sich daher lohnen, im nächsten Jahr ein Auge auf den weiteren 

Fortgang dieses Verfahrens zu werfen.  

 

Gnadenfrist bei strengeren Vorgaben für Kassen 

Ab 2020 ist der Einsatz manipulationssicherer Kassen per Ge-
setz verbindlich vorgeschrieben. Die Finanzverwaltung gewährt 
aber eine Gnadenfrist bis Ende September 2020. 

Das „Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundauf-

zeichnungen“ schreibt ab dem 1. Januar 2020 den Einsatz manipu-

lationssicherer Kassen vor. Für ehrliche Unternehmer bedeutet die 

Neuregelung in erster Linie zusätzlichen Aufwand und Kosten sowie 

das Risiko erheblicher Strafen, wenn die Vorgaben nicht eingehal-

ten werden. Doch selbst wer 

alle neuen Vorgaben ord-

nungsgemäß erfüllen will und 

die Vorbereitung rechtzeitig 

in Angriff genommen hat, 

steht vor immensen Hürden. 

Das Gesetz ist mittlerweile 

drei Jahre alt, aber die Fi-

nanzverwaltung hat erst die-

sen Sommer Details zu den neuen Vorgaben geregelt. Es ist zwar 

nicht ungewöhnlich, dass sich der Fiskus Zeit lässt mit seinen Bera-

tungen über Verwaltungsanweisungen zu Gesetzesänderungen. In 

diesem Fall geht es jedoch auch um verfahrenstechnische Vorga-

ben, die die Hersteller von Kassensystemen bei den ab 2020 vorge-

schriebenen Modulen berücksichtigen müssen. Diese Module kön-

nen von den Herstellern daher erst jetzt so entwickelt werden, 

dass das Finanzamt bei einer Betriebsprüfung keine Einwände er-

hebt. Auch der Vordruck, auf dem die Betriebe Details zum Kas-

sensystem an das Finanzamt melden müssen, existiert noch nicht. 

Im Oktober sollen die ersten „technischen Sicherheitseinrichtun-

gen“ in der vom Gesetz und der Finanzverwaltung geforderten 

Form auf den Markt kommen, aber selbst diese haben dann nur ei-

ne vorläufige Zertifizierung. Es ist daher praktisch ausgeschlossen, 

dass alle Betriebe noch vor dem Jahreswechsel die geforderten 

Änderungen umsetzen können. Auf eine konzertierte Aktion der 

IHKs hin haben Bund und Länder daher Ende September eine 

Nichtaufgriffsregelung zur Implementierung von technischen 

Sicherheitseinrichtungen bei elektronischen Kassen bis zum 30. 

September 2020 beschlossen. Zugleich wurde vereinbart, dass die 

vorgeschriebenen Meldungen der Unternehmen zu den Kassen erst 

bei Verfügbarkeit eines elektronischen Meldeverfahrens durch die 

Finanzverwaltungen erfolgen müssen. Das Bundesfinanzministeri-

um will dazu kurzfristig eine entsprechende Regelung erlassen.  

Unbelegtes Brötchen mit 
Kaffee ist kein Frühstück 

Stellt der Arbeitgeber seinen Arbeitneh-

mern unbelegte Backwaren wie Brötchen 

und Rosinenbrot samt Heißgetränken zum 

sofortigen Verzehr im Betrieb bereit, ist 

das kein lohnsteuerpflichtiger Sachbezug 

in Form eines Frühstücks. Stattdessen 

handelt es sich um nicht steuerbare Auf-

merksamkeiten, wie der Bundesfinanzhof 

entschieden hat. Für die Annahme eines 

einfachen Frühstücks müsste der Arbeit-

geber zusätzlich zumindest noch einen 

Aufstrich oder Belag für die Brötchen be-

reitstellen. Auch die Art der Brötchen ist 

für die steuerliche Beurteilung ohne Be-

deutung, denn eine Differenzierung nach 

der Art der Brötchen hält der Bundesfi-

nanzhof im Massenfallrecht der Lohnsteu-

er nicht für praktikabel. 

 

Baukindergeld beeinflusst nicht 
den Steuerbonus für Handwerker 

Der Steuerbonus für die Inanspruchnahme 

von Handwerkerleistungen ist daran ge-

knüpft, dass es sich nicht um öffentlich 

geförderte Maßnahmen handelt, für die 

zinsverbilligte Darlehen oder steuerfreie 

Zuschüsse in Anspruch genommen wer-

den. Die Finanzbehörde Hamburg hat nun 

klargestellt, dass Baukindergeld für die 

Steuerermäßigung unschädlich ist, denn 

mit dem Baukindergeld wird ausschließ-

lich der erstmalige Erwerb von Wohnei-

gentum oder die Neuanschaffung von 

Wohnraum gefördert. Handwerkerleistun-

gen sind nicht Inhalt der Förderung. 

 

Grundstücksenteignung löst 
keinen Spekulationsgewinn aus 

Wenn der Verlust des Eigentums an einem 

Grundstück ohne maßgeblichen Einfluss 

des Immobilienbesitzers stattfindet, liegt 

nach Überzeugung des Bundesfinanzhofs 

keine Veräußerung im Rahmen eines pri-

vaten Veräußerungsgeschäfts vor. Wird 

die Immobilie daher durch einen Sonde-

rungsbescheid von der Kommune eingezo-

gen (Grundstücksenteignung), kann die 

dafür gezahlte Entschädigung nicht zu ei-

nem steuerpflichtigen Spekulationsgewinn 

führen. Sowohl die Anschaffung als auch 

die entgeltliche Übertragung des Wirt-

schaftsguts auf eine andere Person müs-

sen wesentlich vom Willen des Steuerzah-

lers abhängen, um ein privates Veräuße-

rungsgeschäft auszulösen. Befindet sich 

das Grundstück dagegen im Betriebsver-

mögen, führt die Enteignung grundsätz-

lich zu einer Gewinnrealisation. 
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Details zu den Kassenvorschriften ab 2020 

Das Bundesfinanzministerium hat Details zu den neuen Vorga-
ben für elektronische Kassen geregelt, die ab 2020 gelten. 

Unternehmen mit elektronischen Registrierkassen oder Kassensys-

temen wurden mit dem Kassengesetz verpflichtet, diese ab 2020 

mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung (tSE) 

auszurüsten. Außerdem müssen die Betriebe die Anschaffung oder 

Außerbetriebnahme von Kassen an das Finanzamt melden sowie 

weitere neue Vorgaben zur Kassenführung beachten.  

Das Bundesfinanzministerium hat im Sommer endlich die lange er-

warteten Detailregelungen zu der Gesetzesänderung veröffentlicht. 

Damit können die Kassenhersteller ihre Geräte vorbereiten, auch 

wenn für eine rechtzeitige Umstellung kaum noch Zeit bleibt. Im-

merhin eine gute Nachricht gibt es: Das Gesetz enthält keine 

Pflicht zur Nutzung elektronischer Kassensysteme. Damit können 

beispielsweise auf Wochenmärkten, Festen, in Hofläden und der-

gleichen weiterhin manuelle Aufzeichnungen geführt werden. 

 Aufzeichnungssysteme: Die neuen Vorgaben gelten für elekt-

ronische Aufzeichnungssysteme mit Kassenfunktion. Das ist bei 

einem Gerät dann der Fall, wenn es der Erfassung und Abwick-

lung von zumindest teilweise baren Zahlungsvorgängen dienen 

kann. Dazu zählen auch elektronische, vor Ort genutzte Zah-

lungsformen (Geldkarte, virtuelle Konten, Bonuspunktesysteme 

etc.) sowie Gutscheine, Guthabenkarten und dergleichen. Eine 

Aufbewahrungsmöglichkeit des verwalteten Bargeldbestandes (z. 

B. Kassenlade) ist nicht erforderlich. Reine Buchhaltungssyste-

me gelten also nicht als 

Aufzeichnungssysteme im 

Sinne des Kassengesetzes. 

 Sicherheitseinrichtung: Ab 

dem 1. Januar 2020 müssen 

elektronische Kassen und 

Aufzeichnungssysteme über 

eine zertifizierte tSE verfü-

gen, die die Vollständigkeit 

und Unveränderbarkeit der erfassten Geschäftsvorfälle gewähr-

leistet. Dabei können miteinander verbundene Geräte auch ge-

meinsam dieselbe tSE nutzen. Die tSE muss nicht nur alle Ge-

schäftsvorfälle im Kassensystem manipulationssicher protokol-

lieren, sondern auch andere Vorgänge (Trainingsbuchungen, So-

fort-Stornos, Abbrüche etc.). Ist die Kasse nicht nachrüstbar, 

genügt aber den bisherigen Vorgaben und wurde zwischen 2010 

und 2019 angeschafft, darf sie bis Ende 2022 weiter verwendet 

werden. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist nachzuweisen. 

 Ausfall: Fällt eine tSE aus, dann sind Ausfallzeiten und -grund 

zu dokumentieren. Das kann auch automatisiert durch das Kas-

sensystem erfolgen. Kann das System ohne die tSE weiterbe-

trieben werden, muss dieser Ausfall auf dem Beleg ersichtlich 

sein. Betrifft der Ausfall nur die tSE, kann das Kassensystem bis 

zur Beseitigung des Ausfallgrundes weiterhin genutzt werden. 

Der Unternehmer muss jedoch unverzüglich die Ausfallursache 

beheben oder Maßnahmen zu deren Beseitigung treffen. Die Be-

legausgabepflicht bleibt auch während des Ausfalls bestehen 

und entfällt lediglich bei einem vollständigen Ausfall des Kas-

sensystems oder bei Ausfall der Druck- oder Übertragungsein-

heit. Fällt nur die Druck- oder Übertragungseinheit für den Be-

leg aus, muss das Kassensystem weiterhin genutzt werden. 

Mittelbare Schenkung 
von Betriebsvermögen 

Damit für eine Erbschaft oder Schenkung 

die Steuerbegünstigung von Betriebsver-

mögen zur Anwendung kommt, muss das 

erworbene Vermögen sowohl beim Erblas-

ser oder Schenker als auch beim Erwerber 

in steuerlicher Hinsicht begünstigtes Be-

triebsvermögen sein. Diese Voraussetzung 

ist nach einer Entscheidung des Bundesfi-

nanzhofs nicht erfüllt, wenn der Erwerber 

einen Geldbetrag mit der Auflage erhält, 

damit Gesellschaftsanteile oder einen Be-

trieb zu erwerben. Für eine solche mit-

telbare Schenkung kommt daher die Steu-

erbegünstigung nicht in Frage. 

 

Laborarztleistungen auch ohne 
Patientenkontakt steuerfrei 

Die medizinischen Analysen eines Fach-

arztes für klinische Chemie und 

Laboratoriumsdiagnostik in der Human-

medizin fallen auch ohne direkten Kon-

takt mit Patienten unter die Umsatzsteu-

erbefreiung für Heilbehandlungsleistun-

gen. Der Europäische Gerichtshof hat auf 

ein Vorabentscheidungsersuchen des Bun-

desfinanzhofs hin festgestellt, dass die 

Steuerbefreiung nicht von der Vorausset-

zung abhängt, dass die Heilbehandlungs-

leistung im Rahmen eines Vertrauensver-

hältnisses zwischen dem Patienten und 

dem Behandelnden Arzt erbracht wird. Im 

Ausgangsverfahren stellte ein Laborarzt 

Diagnosen für ein Transfusionsunterneh-

men, die das Finanzamt nicht als Teil ei-

ner Heilbehandlung anerkennen wollte. 

 

GmbH-Anteil als Betriebsvermögen 
eines Einzelunternehmers 

Ist ein Einzelunternehmer auch an einer 

GmbH beteiligt, kann die Frage, ob die 

Beteiligung zum Betriebsvermögen des 

Einzelunternehmens gehört, weitreichen-

de steuerliche Folgen haben. Der Bundes-

finanzhof hat dazu klargestellt, dass die 

GmbH-Beteiligung zum notwendigen Be-

triebsvermögen gehört, wenn sie dazu be-

stimmt ist, die gewerbliche Tätigkeit des 

Einzelunternehmens in derselben Branche 

entscheidend zu fördern oder wenn sie 

dazu dient, den Absatz von Produkten des 

Einzelunternehmens zu gewährleisten. In 

diesen Fällen wird der Gesellschaftsanteil 

also zwangsweise zum Betriebsvermögen. 

Bei einer Änderung der Sachlage kann da-

raus dann gewillkürtes Betriebsvermögen 

werden, aber eine Überführung in das Pri-

vatvermögen setzt in jedem Fall eine ein-

deutige Entnahmehandlung mit entspre-

chenden steuerlichen Folgen voraus. 
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 Belegausgabepflicht: Wer Geschäftsvorfälle mit einem elektro-

nischen Kassensystem erfasst, muss ab 2020 zwingend einen Be-

leg für den Kunden ausstellen. Der Beleg kann elektronisch oder 

in Papierform zur Verfügung gestellt werden. Die Belegausga-

bepflicht gilt jedoch nur für Geschäftsvorfälle, an denen ein 

Dritter beteiligt ist. Entnahmen, Einlagen und dergleichen sind 

also nicht betroffen. Die Belegausgabe muss unmittelbar nach 

Abschluss des Vorgangs erfolgen. 

 Belegumfang: Die Mindestangaben auf einem Beleg sind unab-

hängig von den umsatzsteuerlichen Vorgaben an eine Rechnung 

geregelt. Ist die Erstellung einer Rechnung nicht erforderlich, 

muss dennoch ein Beleg erstellt werden, der mindestens fol-

gende Angaben enthält: Vollständiger Namen und Anschrift des 

Unternehmers, Belegda-

tum und Zeitpunkt des 

Vorgangsbeginns und der 

–beendigung, Menge und 

Art der verkauften Ge-

genstände oder Umfang 

und Art der erbrachten 

Dienstleistung, das Ent-

gelt und der darauf ent-

fallende Steuerbetrag in 

einer Summe sowie der Umsatzsteuersatz oder ein Hinweis auf 

eine anzuwendende Umsatzsteuerbefreiung, der Betrag je Zah-

lungsart und schließlich noch die Transaktionsnummer, den Sig-

naturzähler, den Prüfwert sowie die Seriennummer des elektro-

nischen Aufzeichnungssystems oder Sicherheitsmoduls. 

 Elektronische Belege: Für eine elektronische Bereitstellung des 

Beleges ist die Zustimmung des Kunden erforderlich. Unabhän-

gig von der Entgegennahme durch den Kunden ist der elektroni-

sche Beleg in jedem Fall zu erstellen. Die Sichtbarmachung ei-

nes Beleges auf einem Bildschirm des Verkäufers (Kassendisplay 

etc.) allein reicht jedoch nicht aus. Der Beleg muss in einem 

standardisierten Dateiformat (JPG, PNG, PDF etc.) bereitge-

stellt werden, sodass Abruf und Anzeige beim Kunden mit einer 

kostenlosen Standardsoftware möglich sind. 

 Papierbelege: Bei der Ausgabe von Papierbelegen reicht das 

Angebot zur Entgegennahme an den Kunden aus, wenn zuvor 

der Beleg erstellt und ausgedruckt wurde. Eine Pflicht zur An-

nahme des Belegs durch den Kunden oder zur Aufbewahrung 

nicht entgegengenommener Papierbelege gibt es nicht. 

 Befreiung: Bei Verkauf von Waren oder Erbringung von Dienst-

leistungen an eine große Zahl nicht bekannter Personen ist auf 

Antrag und mit Zustimmung des Finanzamts eine Befreiung von 

der Belegausgabepflicht möglich. Die Befreiung kommt aller-

dings nur dann in Betracht, wenn mit der Pflicht eine sachliche 

oder persönliche Härte für den Betrieb verbunden ist. Die ent-

stehenden Kosten sind allein keine sachliche Härte. Die Gewäh-

rung der Befreiung entbindet den Unternehmer auch nicht vom 

Anspruch des Kunden auf die Ausstellung einer Quittung. 

 Aufbewahrung: Die von der tSE erstellten Daten können zwar 

vom Kassensystem in ein Archivsystem übertragen und in der 

Kasse gelöscht werden. In diesem Fall müssen die Daten aber 

mitsamt Protokollierungsdaten der Archivierung weiterhin voll-

ständig erhalten bleiben und während der Aufbewahrungsfrist in 

der vorgeschriebenen Form exportierbar sein. Bei einer Be-

triebsprüfung müssen die Daten zur Verfügung gestellt werden. 

Unverzügliche Selbstnutzung 
eines geerbten Familienheims 

Ehepartner und Kinder müssen auf eine 

Immobilie keine Erbschaftsteuer zahlen, 

wenn die Immobilie sowohl vom Erblasser 

als auch vom Erben selbst genutzt wird. 

Voraussetzung ist aber, dass der Erbe die 

Selbstnutzung unverzüglich nach dem Erb-

fall beginnt. Die Finanzämter verweigern 

die Steuerbefreiung daher gerne, wenn 

aus ihrer Sicht die Selbstnutzung durch 

den Erben zu spät erfolgte. Der Bundesfi-

nanzhof hat nun entschieden, dass „un-

verzüglich“ im Sinne des Gesetzes eine 

Selbstnutzung ohne schuldhaftes Zögern 

meint, also innerhalb einer angemessenen 

Zeit nach dem Erbfall. Für angemessen 

hält der Bundesfinanzhof einen Zeitraum 

von sechs Monaten. Bei einem längeren 

Zeitraum muss der Erbe erklären und 

glaubhaft machen, wann er sich zur 

Selbstnutzung entschlossen hat, aus wel-

chen Gründen ein Einzug nicht früher 

möglich war und warum er diese Gründe 

nicht zu vertreten hat. Umstände im Ein-

flussbereich des Erben, beispielsweise ei-

ne Renovierung, sind nur unter besonde-

ren Voraussetzungen nicht als schuld-

haftes Zögern anzusehen. 

 

Behandlung eines Erstattungs-
überhangs bei der Kirchensteuer 

Dass die Kirchensteuer zu den Sonderaus-

gaben zählt, verschafft ihr eine Sonder-

stellung unter den Steuerarten und hat 

Folgen, wenn das Finanzamt in einem 

Jahr mehr Kirchensteuern erstattet als 

gezahlt werden. Dieser Erstattungsüber-

hang ist eine negative Sonderausgabe, er-

höht also das steuerpflichtige Einkom-

men. Der Bundesfinanzhof hat dazu fest-

gestellt, dass der Erstattungsüberhang 

nicht dem Verlustausgleich unterliegt und 

folglich nicht mit einem Verlustvortrag 

verrechnet werden kann. Das kann dazu 

führen, dass Einkommensteuer anfällt, 

obwohl alle Einkünfte durch Verlustvor-

träge ausgeglichen wurden. Die Besteue-

rung des Erstattungsüberhangs erfolgt 

selbst dann, wenn sich die erstattete Kir-

chensteuer im Jahr der Zahlung nicht 

steuermindernd ausgewirkt hat. Anders 

sieht es bei Kirchensteuer auf Kapitaler-

träge aus, denn bei der Abgeltungsteuer 

wird bereits ein fiktiver Sonderausgaben-

abzug berücksichtigt, wenn Kirchensteuer 

erhoben wird. Daher ist die Kirchensteuer 

auf Kapitalerträge nicht als Sonderausga-

be abziehbar. Umgekehrt ist aber auch 

ein Erstattungsüberhang nicht steuerer-

höhend zu erfassen, wie das Finanzgericht 

Niedersachsen klargestellt hat. 
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 Meldepflicht: Wer elektronische Kassen oder Aufzeichnungssys-

teme einsetzt, muss dem Finanzamt jede Anschaffung oder 

Außerbetriebnahme melden. Darunter fallen auch Zerstörung 

oder Verlust einer Kasse. Der Inhalt der Meldung umfasst neben 

Name und Steuernummer des Unternehmens sowie dem Datum 

der Anschaffung oder Außerbetriebnahme auch Angaben zur Art 

der tSE sowie zu Art und Anzahl der verwendeten elektroni-

schen Aufzeichnungssysteme und deren Seriennummer(n). Au-

ßerdem müssen die Kassen in der Meldung eindeutig einer Be-

triebsstätte zugeordnet werden, wenn das Unternehmen über 

mehrere Betriebsstätten verfügt, und für jede Betriebsstätte ist 

eine separate Meldung erforderlich. Diese Angaben nutzen die 

Finanzämter unter anderem bei der Fallauswahl für Außenprü-

fungen. 

 Meldefrist: Die Meldung muss innerhalb eines Monats nach der 

Anschaffung oder Außerbetriebnahme auf dem amtlich vorge-

schriebenen Vordruck erfolgen und für vor 2020 angeschaffte 

Kassensysteme eigentlich bis zum 31. Januar 2020 nachgeholt 

werden. Bisher hat die Finanzverwaltung den Vordruck aller-

dings noch nicht veröffentlicht und arbeitet gleichzeitig an ei-

nem elektronischen Meldeverfahren. Bis dieses verfügbar ist, 

will die Finanzverwaltung den Unternehmen daher Aufschub bei 

der Meldepflicht gewähren. 

 Sanktionen: Werden Verstöße gegen die neuen Verpflichtungen 

festgestellt, können diese als Steuerordnungswidrigkeit mit ei-

ner Geldbuße von bis zu 25.000 Euro geahndet werden, auch 

wenn kein steuerlicher Schaden entstanden ist. Ausgenommen 

von diesen drakonischen Strafen sind lediglich Verstöße gegen 

die Mitteilungspflicht und die Belegausgabepflicht. Das bedeu-

tet jedoch nicht, dass das Finanzamt bei Verstößen gegen diese 

beiden Pflichten nicht andere Sanktionen ergreifen könnte.  

Wer ab 2020 noch eine Kasse verwendet, die nicht den aktuellen 

Vorgaben der Finanzverwaltung genügt, riskiert bei einer Be-

triebsprüfung Hinzuschätzungen und weiteren Ärger. Noch bleibt 

Zeit für eine Umstellung. Bei einer Neuanschaffung sollten die 

neuen Vorgaben explizit berücksichtigt werden – entweder indem 

gezielt die darin vorgesehene Übergangsfrist für nicht nachrüstba-

re Kassen ausgereizt wird oder gleich eine Kasse angeschafft wird, 

die die Vorgaben erfüllt oder sich nachrüsten lässt.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Badezimmerumbau führt nicht zu 
anteiligen Arbeitszimmerkosten 

Ob Renovierungskosten für Gemeinflächen 

einer Wohnung auch anteilig die Kosten 

für ein Arbeitszimmer erhöhen, hat das 

Finanzgericht Münster noch im Sinn der 

Steuerzahler entschieden. Der Bundesfi-

nanzhof hat nun aber anders geurteilt: 

Renovierungs- und Umbaukosten, die für 

einen Raum anfallen, der ausschließlich 

oder mehr als in nur untergeordnetem 

Umfang privaten Wohnzwecken dient, er-

höhen nicht die abziehbaren Aufwendun-

gen für ein häusliches Arbeitszimmer. Sie 

sind auch nicht als allgemeine Gebäude-

kosten über den Flächenanteil des Ar-

beitszimmers zu berücksichtigen. 

 

Voraussetzungen eines 
Steuerstundungsmodells 

Seit 2005 gibt es eine Vorschrift im Steu-

errecht, nach der Verluste aus Steuer-

stundungsmodellen ausschließlich mit zu-

künftigen Gewinnen aus derselben 

Einkunftsquelle verrechnet werden dür-

fen. Was genau ein Steuerstundungsmo-

dell ausmacht, legt das Gesetz jedoch nur 

grob fest. Der Bundesfinanzhof hat dazu 

nun entschieden, dass ein Steuerstun-

dungsmodell auch dann vorliegen kann, 

wenn die prognostizierten Verluste allein 

auf gesetzlich geregelten Abschreibungs-

methoden (degressive AfA und Sonderab-

schreibungen) beruhen. In einem solchen 

Fall sieht der Bundesfinanzhof keinen Wi-

derspruch zwischen der vom Gesetzgeber 

durch Sonderabschreibungen geschaffe-

nen Lenkungswirkung für Investitionen 

und der Verlustausgleichsbeschränkung 

für Steuerstundungsmodelle. Nicht einfa-

cher wird die Investitionsentscheidung für 

den Anleger durch die zusätzliche Fest-

stellung der Richter, dass die Frage, ob 

ein Steuerstundungsmodell vorliegt, anle-

gerbezogen zu prüfen ist und damit für 

eine bestimmte Kapitalanlage nicht global 

vorab entschieden werden kann. 
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